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Philipp Gämperli

Wer in Dübendorf schnell ein Pa-
ket abgeben, einen Wein fürs 
Abendessen mit den Nachbarn 
oder die Gipfeli für den nächsten 
Morgen einkaufen muss, tut dies 
am besten an der Wilstrasse 13.

Die Post, die Vinotheke und 
die Bäckerei Fleischli teilen sich 
dort insgesamt fünf Parkplätze. 
Sie liegen direkt vor dem Eingang. 
Praktisch, möchte man sagen. Ex-
Kantons- und Ex-Gemeinderat 
Peter Anderegg ist da anderer 
Meinung.

«Hier werden die Fussgänger 
unnötig gefährdet», findet er. Di-
rekt vor dem Eingang, etwa 50 
Zentimeter nach Verlassen des 
Gebäudes, fahren die Autos von 
den Parkplätzen zur Hauptstrasse. 
Für Erwachsene mit Kindern ein 
Graus, sagt der 72-Jährige.

Kinder besonders gefährdet
Vor allem an hoch frequentierten 
Tagen wie am Samstag gebe es 
brenzlige Situationen. «Kinder 
sind besonders gefährdet, sie 
können die Gefahr vor der Türe 
nicht einschätzen», sagt Ander-
egg. Wenn ein Kind aus der Post 

renne, würde es unmittelbar vor 
ein Auto springen.

Die Situation mit den Plätzen ist 
nicht neu. Seit 2017 steht das Ge-
bäude. Und erst kürzlich wurde 
die Wilstrasse saniert. Aus Sicht 
von Anderegg, Ingenieur und ehe-
maliges Mitglied der kantonsrätli-
chen Verkehrskommission, ist es 
ein Fehler, dass dieses Bauvorha-
ben damals überhaupt so bewilligt 
worden sei.

Er findet, dass man die Park-
plätze an einem anderen Ort an-
ordnen oder auf sie verzichten hätte 
müssen. Zumal auf der gegenüber-
liegenden Strassenseite genügend 
Parkplätze vorhanden seien.

Auf die Frage, warum Anderegg 
nicht während der Auflage des 
Projekts interveniert habe, sagt er: 
«Vermutlich habe ich die Aus-
schreibung übersehen. Ich ver-
traue grundsätzlich Baubewilli-
gungen. Dass ein solcher Blödsinn 
gebaut wurde, ist unvorstellbar.» 
Im Nachhinein bereue er es.

Aus seinem Bekanntenkreis 
hätten sich zahlreiche Personen bei 
ihm über die Situation beschwert. 
Anderegg hat auf private Initiative 
hin den Kontakt zur Post sowie der 
Stadt gesucht, um eine bessere Lö-

sung zu finden. Doch er sei immer 
wieder enttäuscht worden.

«In dieser Form abgenommen»
Als die Wilstrasse saniert wurde, 
habe er gedacht, dass die Situation 
sich bessern würde. Doch es wur-
den zwei hindernisfreie Bushalte-
stellen bei der Post errichtet. Die 
Parkplätze blieben unberührt.

Dass die Post keinen Hand-
lungsbedarf sieht, ist für Anderegg 
klar: «Das Gebäude steht ja bereits 
und die Stadt bewilligte das Vor-
haben.» In etwa so tönt es auch 
von Seiten der Post. «Die Park-
plätze wurden anlässlich des Neu-
baus des Gebäudes 2017 in der 
heutigen Form gestaltet und so 
auch von den Behörden abgenom-
men», schreibt Post-Sprecher Mar-
kus Werner auf Anfrage.

Von vereinzelten Kunden habe 
man negative Feedbacks zur Situ-
ation an der Wilstrasse erhalten. 
Zu einer direkten Aktion sieht 
sich die Post nicht gezwungen. 
«Wir sind uns bewusst, dass di-
rekt vor der Postfiliale nur wenig 
Platz für Autos und Fussgänger 
zur Verfügung steht.»

Die Post hebt jedoch den Nut-
zen der Parkplätze hervor: «Wir 
sind überzeugt, dass diese Park-
plätze einem Kundenbedürfnis 
entsprechen und möchten sie da-
her beibehalten.» Man werde die 
Situation jedoch im Auge behal-
ten, schreibt Werner.

Für Anderegg kommt diese Re-
aktion wenig überraschend. Erst 
wenn ein Unfall passiere, würde 
man sich bewegen, mutmasst er.

Ambivalente Sicht der Stadt
Auch von Seiten der Stadt be-
kommt Anderegg keine Unterstüt-
zung. Die Situation ist der Stadt 
bekannt, wie Mathias Vogt stell-
vertretend für die Stadt Dübendorf 
schreibt. Es seien zwar auch bei ihr 
Beschwerden zu dieser Situation 
eingetroffen.

Die Stadt versteckt sich in ihrer 
Stellungnahme aber hinter dem 

Sind Parkplätze 
bei der Post  
zu gefährlich  
für Fussgänger?
Die Parkplätze und die Zufahrt der Post  
in Dübendorf sind unmittelbar vor dem  
Eingang der ansässigen Geschäfte. Dies  
gefährde die Kunden, sagt Ex-Kantonsrat 
Peter Anderegg. Die Stadt und die Post 
schieben sich die Schuld gegenseitig zu.

«Eine Runde  
weiterdenken, wäre  
angebracht gewesen.»

Peter Anderegg,  

Ex-Kantonsrat und Ex-Gemeinderat



Freitag, 30. September 2022 ● Glattaler/Volketswiler Stadt Dübendorf 13

Gesetz und verweist auf die Ver-
antwortung der Besitzerin des Ge-
bäudes, die Post Immobilien.

Zum einen beklagt sie die Situ-
ation: «Aus Sicht der Stadt wäre 
ein Zugang zu den Filialen ohne 
die Parkfelder für die Fussgänger 
natürlich angenehmer und siche-
rer.» Zum anderen schützt die 

Stadt die Post. Es handle sich um 
Pflichtparkplätze, eine Mindest-
anzahl Parkplätze, die jedes Ge-
bäude haben müsse.

Der Zugang zu diesen läge in 
der Hand der Grundeigentüme-
rin, so Anderegg. «Wenn die ge-
setzlichen Grundlagen eingehal-
ten sind, kann das Bauvorhaben 

aus baurechtlicher Sicht nicht 
verweigert werden.»

Bodenschwellen als Kompromiss
Man hätte Gespräche mit der Post 
gesucht, um eine bessere Lösung 
zu finden, sagt Vogt. Doch die 
Parkfelder seien von der Grundei-
gentümerin gewünscht und ge-
setzlich vorgeschrieben. Die Stadt 
könne ihnen die Parkplätze nicht 
entziehen. Die Parkfelder habe 
man zudem an keinem anderen 
Ort projektieren können.

Immerhin seienw nach den Ge-
sprächen vom vergangenen Früh-
jahr ein Parkleitsystem und die 
Bodenschwellen errichtet werden. 
Auch ein Warnhinweis am Boden 
mache auf Fussgänger aufmerk-
sam.

Diese Antworten sind für An-
deregg wenig zufriedenstellend. Er 
bemängelt die Flexibilität seitens 
der Stadt und der Post. «Eine 
Runde weiterdenken, wäre ange-
bracht gewesen.» Man hätte durch 
einen reinen Fussgängerbereich 
vor dem Gebäude den Aussen-
raum aufwerten können, in dem 
man ihn beispielsweise gastrono-
misch nutzt. «Es wurde eine städ-
tebauliche Chance vertan.»

Forschungsflüge 
von Dübendorf aus

Die Universität Zürich  
führt Anfang Oktober eine 
Forschungsflugkampagne 
durch. Diese findet  
ab dem Militärflugplatz  
Dübendorf statt.

Anfang bis Mitte Oktober kommt 
es ab dem Militärflugplatz Dü-
bendorf zu zivilem Flugbetrieb. In 
diesem Zeitraum führt die Swiss 
SkyLab Foundation für den UZH 
Space Hub der Universität Zürich 
auf non-profit-Basis die Flüge für 
eine Forschungsflugkampagne 
durch. Und zwar handelt es sich 
um die sechste Schweizer Para-
belflugkampagne, wie der Mili-
tärflugplatz in einer Medienmit-
teilung schreibt.

Auch mit dem A310 Zero-G
Die Kampagne ist eine wichtige 
Plattform für wissenschaftliche 
Forschung und industrielle Expe-
rimente in der Schwerelosigkeit. 
Vom 3. bis 7. Oktober finden 
Flüge mit der Cessna Citation II 
statt. Am 13. und 14. Oktober 
kommt zudem der Airbus A310 
Zero-G zum Einsatz.

Wie es in der Mitteilung weiter 
heisst, werden die Parabelmanöver 
zur Erzeugung von Schwerelosig-
keit ausserhalb der Schweiz geflo-
gen.  agy

Gottesdienst zum 
Erntedank in der 
katholischen Kirche
Familienfeier An diesem Sonn-
tag, 2. Oktober, findet um 10.30 
Uhr ein Erntedank-Familiengot-
tesdienst in der katholischen Kir-
che statt. Die Feier richtet sich be-
sonders an Familien und Schul-
kinder. Während des Gottesdiens-
tes werden auch sieben neue Mi-
nistranten in ihren Dienst aufge-
nommen. Die Spielecke für klei-
nere Kinder ist wie jeden Sonntag 
geöffnet, wie die Kirche in einer 
Mitteilung schreibt. 

Die italienische Mission MCLI 
bereitet für die Feier eine Lasagne 
zu, welche von den Frauen des 
Frauenvereins serviert wird. Für 
Vegetarier sei eine passende Alter-
native dabei, heisst es in der Mit-
teilung weiter.

Das Menü gibt es zu familien-
freundlichen Preisen. Kinder bis 
sechs  Jahre essen gratis mit.  red

Peter Anderegg will über die Strasse. Ein Auto hindert ihn jedoch daran.
 Foto: Philipp Gämperli

Den Eingang zur Post und  
die Durchfahrt für die Autos  
trennen nur wenige Zentimeter. 
 Foto: Peter Anderegg

Vogt

peteranderegg
Durchstreichen
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Na endlich – Steuern gehen runter!
Man kann die Steuersenkung wie 
eine Dividendenausschüttung verste-
hen,  Ausgabe vom 30. September

Wie der «Glattaler» berichtet, 
beabsichtigt der Stadtrat die Ge-
meindesteuern um drei Prozent-
punkte zu senken. Wir sind er-
freut, dass er damit endlich der 
Forderung der SVP Dübendorf 
Rechnung trägt und diese drin-
gend nötige und überfällige Steu-
ersenkung beantragt. Die SVP hat 
bereits in den Vorjahren Steuer-
senkungen gefordert, im letzten 
Jahr in der Höhe von drei Prozent. 
Vom Finanzvorstand wurde sie 
jeweils in der Ratsdebatte dafür 
belächelt und mit zynisch, ab-
schätzenden Worten abgetan. Statt 
kooperativ auf diese Kreise und 

Personen zuzugehen, welche sich 
über finanztechnisches Fachwis-
sen ausweisen können, wird das 
Damoklesschwert von Steuerein-
brüchen immer wieder heraufbe-
schworen, gepaart mit Budgets, 
welche massiv tiefere Einnahmen 
zeigen, als sie zu erwarten sind.

Im «Glattaler» vergleicht der 
Finanzvorstand die Steuersenkung
mit einer Dividendenausschüttung
und spricht davon, dass diese nicht
ewig anhalten kann. Dieser Ver-
gleich ist falsch, da die Bevölke-
rung bei einer Dividendenaus-
schüttung etwas erhalten würde; 
eine Steuersenkung bedeutet aber, 
dass der Staat dem Bürger weniger 
wegnimmt, was ja, wenn es nicht
notwendig ist, eine Selbstverständ-
lichkeit sein sollte. Möchte man 

den Vergleich des Stadtrats trotz-
dem zulassen, ist festzuhalten, 
dass von einem gut geführten 
Unternehmen, wofür sich die Stadt
anscheinend hält, in jedem Jahr 
eine angemessene Dividende er-
wartet werden kann. 

Die SVP wird der Steuersen-
kung zustimmen, aber wie bei 
jedem Budget seriös prüfen, ob 
eine höhere Steuersenkung verant-
wortbar ist und wenn ja, ob dafür 
allenfalls eine politische Mehrheit
gefunden werden kann. Die durch 
den Stadtrat beantragte Senkung
des Steuerfusses zeigt anderen 
politischen Parteien auf, dass Vor-
schläge der SVP sachlich begrün-
det und prüfenswert sind.

Patrick Walder,
Präsident SVP Dübendorf

Eine akzeptable Lösung für alle suchen
«Sind Parkplätze bei der Post zu 
gefährlich für Fussgänger?»,  Ausgabe 
vom 30. September

Sind die Parkplätze bei der Post 
gefährlich? Ja, sind sie. Nicht nur 
das, sie sind auch ein gewaltiges 
Ärgernis und eine Zumutung für 
Fussgängerinnen und Fussgänger. 
Ein Blick auf das Bild im «Glatta-
ler»-Artikel genügt, um dies zu 
veranschaulichen. Ein besonderes 
Vergnügen ist zum Beispiel auch 
die Benutzung des Postomat, 

wenn gleichzeitig ein XX-large 
SUV versucht, sich in die frei 
werdende Lücke einzuparken.

Wie so oft, wenn die Beteiligten 
(Post und Stadt Dübendorf), ange-
sichts einer vergessen gegangenen 
oder misslungenen Planung (Ein-
gangsbereich der Post), wohl das 
schlechte Gewissen plagt, beginnt 
das Schwarz- Peter-Spiel der ge-
genseitigen Schuldzuweisung. 
Statt sich gemeinsam zu überle-
gen, dieses planerische Fiasko zu 
beheben. Apropos: Beim alten 

Postgebäude waren die Kurzzeit-
parkplätze hinter der Post. Heute 
sind dort fremdvermietete Park-
plätze anzutreffen. Ein Besuch 
dieser «Drive-In-Post» ist wahrlich 
kein Highlight, sondern eher ein 
Post-traumatisches Erlebnis. Und, 
wie üblich bei solchen Diagnosen, 
meidet man nach Möglichkeit 
solche Orte (dies gilt wohl auch 
für das anliegende Gewerbe).

Vor kurzem haben wir in Dü-
bendorf ein neues Parlament und 
einen neuen Stadtrat gewählt. 

Gemäss Wahlunterlagen ist nun 
mit viel neuer Expertise, Motiva-
tion und Bereitschaft zu rechnen, 
sich für ein attraktives Dübendorf 
mit hoher Lebens- und Wohn-
qualität einzusetzen. 

Also, hier bietet sich Ihnen die 
Möglichkeit: Legen Sie das 
Schwarz-Peter-Spiel zur Seite und 
setzen sie sich mit der Post zu-
sammen. Eine akzeptable Lösung 
auch für die nicht motorisierten 
Postbesucher ist möglich.

Fredi Anderhub, Dübendorf

Die linke Mitte
Mit dem Inkrafttreten des Mehr-
wertausgleichsgesetzes erhalten 
die Gemeinden im Kanton Zürich 
die Möglichkeit, einen kommuna-
len Mehrwertausgleich einzufüh-
ren. Es geht dabei um eine neue 
Steuer – genannt Mehrwertabgabe 
– mit der Grundbesitzer, die von
einer Umzonung oder Aufzonung
profitieren, zur Kasse gebeten
werden.

Die Stadt Dübendorf will mit 
ihrer neuen Bau- und Zonenord-
nung ganze Quartiere «umpflü-
gen», denn aufgrund der masslo-
sen Zuwanderung – allein 2022 
werden es schweizweit über 
200 000 Personen sein – sowie den 
Träumereien der Befürworter des 
Innovationsparks mit 14 000 Ar-
beitsplätzen, muss neuer Wohn-
raum geschaffen werden. Zum 

Beispiel wird im Quartier  
Birchlen die Ausnützungsziffer 
von W3 auf W5 erhöht. Als  
Konsequenz wird jedem Grund-
besitzer von Dübendorf schmack-
haft gemacht, die Liegenschaft 
nicht zu sanieren, sondern abzu-
reissen und neu zu bauen. 

Liegenschaftsbesitzer, welche
dies tun, müssen dann aber die-
se Steuer bezahlen, und zwar, 
wenn es nach dem Willen des 
Stadtrats und des Parlaments 
geht, so richtig viel, nämlich den 
Maximalsatz von 40 Prozent. 
Dies, obwohl das kantonale 
Mehrwertabgabegesetz einen
Spielraum von 0 Prozent bis 40 
Prozent zulässt.

Linksgrün regierte Gemeinden 
und auch die Dübendorfer Linken 
fordern selbstredend diesen Maxi-

malsatz, wogegen sich in unserer 
Umgebung mehrere Gemeinden 
für eine weniger eigentums- und 
wirtschaftsfeindliche Besteuerung
ausgesprochen haben, oftmals 
25Prozent. Dem Kompromissvor-
schlag von SVP und FDP für 
einen Steuersatz von ebenfalls 25 
Prozent, eine für alle Steakholder 
tragbare Lösung, widersetzte sich 
die vereinigte Linke Dübendorfs 
mit Erfolg. 

Dies gelang nur, weil die Partei 
dazu gezählt werden muss, die 
sich «Die Mitte» nennt. Ich bin 
mir nicht sicher, ob sich alle Wäh-
lerinnen und Wähler der frühe-
ren CVP und DP bewusst waren, 
dass sie sich mit ihrer Stimmab-
gabe bei den letzten Kommunal-
wahlen für «Die Mitte» in eine 
Allianz mit den Linken im Dü-

bendorfer Polit-Establishment 
begeben haben.

Für Grundeigentümer und 
Liegenschaftsbesitzer von Düben-
dorf sowie Investoren und Ge-
werbe, bedeutet die vom soge-
nannt bürgerlichen Stadtrat vor-
geschlagene und vom Gemeinde-
rat unterstützte Umsetzung des 
Mehrwertausgleichs eine massive 
Schwächung der Konkurrenzfä-
higkeit gegenüber umliegenden 
Gemeinden. Die SVP und die 
FDP werden alles dafür tun, um 
diesen schamlosen Griff ins 
Portemonnaie zu verhindern. 
Gemeinsam werden wir das Refe-
rendum ergreifen und dafür sor-
gen, dass die Dübendorfer 
Stimmberechtigten das letzte 
Wort haben.   Orlando Wyss,

Gemeinderat SVP, Dübendorf

Dübendorfer 
Flugplatzareal für 
Fotovoltaik nutzen
Es ist um den Flugplatz Düben-
dorf still geworden. Dabei könnte 
ein Teil dieser grossen Fläche für 
Fotovoltaik genutzt werden. Einen 
Teil der so gewonnenen Energie 
könnte man Wasserstoff spei-
chern. Mit der bereits bestehen-
den Produktion von Wasserstoff 
bei der Empa gibt es in Düben-
dorf ja bereits Erfahrungen, auf 
die zurückgegriffen werden 
könne. Eine solche Lösung effizi-
enter, als überall auf kleinen 
Dachflächen Fotovoltaikanlagen 
zu installieren. Es braucht Mut 
und Ideen, um die Energiefrage 
anzugehen.

Jürg Suter-Meisel, Rüti

LESERBRIEFE

Glattaler 7.10.2022
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LESERBRIEFE

Lohnt es sich noch zu arbeiten?
Man kann die Steuersenkung wie 
eine Dividendenausschüttung verste-
hen,  Ausgabe vom 30. September

Alles wird teurer – Lebensmittel, 
Strom, Heizkosten. In anderen 
Belangen fällt mir immer wieder 
auf, dass die Politik mit fremden 
Geldern sehr locker umgeht. Dies 
wird früher oder später zu höheren 
Steuern führen. Die vom Stadtrat 
Dübendorf vorgesehen Steuerre-
duktion von drei Prozentpunkten, 
sofern diese dann auch tatsächlich 
umgesetzt wird, ist sehr erfreulich. 

Doch müssen wir darauf be-
dacht sein, dass diese Reduktion in 
Anbetracht der von der Politik an 

den Staat übergebenen Aufgaben 
nachhaltig sein wird. Immer mehr 
stellt sich die Frage, ob sich jeden 
Tag zur Arbeit zu gehen, über-
haupt noch lohnt. Wer sich im 
Beruf engagiert und zu einem 
guten Lohn und zu einem kleinen 
Vermögen kommt, wird bereits 
heute mit vermehrten Steuern 
belastet, da der Staat immer mehr 
private Aufgaben übernimmt. Es 
ist der Mittelstand, der die meiste 
Belastung trägt und von fast kei-
nen Reduktionen profitieren kann. 
Es ist mir schleierhaft, weshalb 
gewisse Politikerinnen und Politi-
ker fordern, dass freiwilligen Ar-
beit wie Familienarbeit oder Mit-

wirken in Vereinen durch den 
Staat bezahlt werden soll. Wenn 
der Staat mehr Einfluss in den 
privaten Bereich nimmt, wird auch 
unsere Freiheit kleiner. Wie heisst 
es so schön: «Wer bezahlt, be-
fiehlt.» Dies bedeutet, dass der 
Staat mehr Vorschriften erlässt. 

Es wäre auch an der Zeit, sich 
zu überlegen, woher das Geld 
kommt, um die Aufgaben zu erfül-
len, welche die Politik dem Staat 
aufbürdet. Es kommt von jenen, 
die tagtäglich aufstehen und zur 
Arbeit gehen. Wir alle sind auf 
diesen arbeitswilligen Mittelstand
angewiesen. Tragen wir ihm Sorge!

Edith Fischer, Dübendorf

Infrastrukturanpassungen werden nur zögerlich umgesetzt
Man kann die Steuersenkung wie 
eine Dividendenausschüttung verste-
hen,  Ausgabe vom 30. September

Dübendorf hat die Rezertifizierung
zur Energiestadt bestanden. Bei 
diesem Verfahren werden vom 
Trägerverein Energiestadt in einem 
Turnus von vier Jahren die Aktivi-
täten bezüglich des Klimaschutzes,
der Verwendung von erneuerbaren
Energien sowie der Förderung
einer umweltverträglichen Mobili-
tät bewertet. Ab einer Bewertung
von 75 Prozent werden die Ge-
meinden mit dem Gold-Label 
ausgezeichnet. Etliche Städte wie
Zürich, Uster, Winterthur, Bülach, 
Wallisellen und Schlieren haben 
diese Auszeichnung bereits erhal-
ten. Dübendorf jedoch schloss mit
einem Ergebnis von 71,3 Prozent
sogar schlechter ab, als vor vier 

Jahren und verpasst damit einmal 
mehr das Gold-Label. Bei fünf der 
sechs Themen lag der Durch-
schnitt über 76 Prozent, bei den 
kommunalen Gebäuden und Anla-
gen hingegen schloss Dübendorf 
mit mageren 41 Prozent ungenü-
gend ab.

Zu den kommunalen Gebäuden 
und Anlagen gehören auch die 
Photovoltaikanlagen. Der Gemein-
derat hat schon 2013 dem Stadtrat 
eine Motion überwiesen, welche 
die Prüfung und sofern sinnvoll 
den Bau solcher Anlagen auf städ-
tischen Gebäuden verbindlich 
festlegt. Gemäss einer Antwort des 
Stadtrates vom 11. Februar 2021 
auf eine Motion liegt die Verant-
wortung für die Umsetzung dieses 
Auftrages beim Departement von 
Martin Bäumle (GLP/GEU). Bisher 
wurden Solaranlagen bei 14 Ge-

bäuden als rentabel ausgewiesen, 
doch bis heute wurde keine einzige 
realisiert. Mit diesem mageren 
Leistungsausweis kann man bei
den erneuerbaren Energien von 
kommunalen Gebäuden und Anla-
gen nicht auftrumpfen. Als Mit-
glied der GLP/GEU finde ich es 
umso störender, dass dieser Miss-
stand im Verantwortungsbereich
eines Stadtrates der eigenen Partei
liegt!

Die Energiestadt ist eines von 
20 Themen und Projekten der 
Stadtentwicklung von Dübendorf.
Auch in anderen Projekten scheint
die Stadtentwicklung langsam 
voranzuschreiten. Trotz einer seit
Jahren regen Bautätigkeit werden 
die erforderlichen Infrastrukturan-
passungen wie etwa der Ausbau
der Schulhäuser nur zögerlich 
umgesetzt. Umso mehr erstaunt, 

dass Martin Bäumle nun den Steu-
ersatz temporär reduzieren 
möchte. So ein Begehren ist kurz 
nach der Annahme der Schulden-
bremse, welche er stark vertreten 
hatte und welche eine Steuererhö-
hung nur schwer zulässt, nicht
nachvollziehbar. Würde man alle 
fälligen Projekte und Infrastruk-
turanpassungen – und dazu gehö-
ren seit der Krise mit Russland 
sicher auch alle Photovoltaikanla-
gen – als offene Schulden auswei-
sen, wäre die Erfolgsrechnung der 
Stadt Dübendorf keinesfalls so 
positiv. Mit der Schuldenbremse
wollte man verhindern, dass man 
der nächsten Generation Schulden 
hinterlässt. Ob die nächste Gene-
ration dann zufriedener ist, wenn 
man ihr eine sanierungsbedürftige 
Stadt übergibt, ist zu bezweifeln.

Jürg Allemann, Dübendorf

Der Parkplatz-Pfusch bei der Post 
Sind Parkplätze bei der Post zu  
gefährlich für Fussgänger,  Ausgabe 
vom 30. September

Über die prekären Verhältnisse für 
Fussgänger bei der Post wurde 
schon mehrfach berichtet. Zuletzt 
hat sie der «Glattaler» am 30. Sep-
tember mit Text und Bildern ein-
drücklich dargestellt: Die Autos 
fahren auf dem Gehweg rund 30 
Meter dem Gebäude entlang und 
schliesslich direkt vor dem Haupt-
eingang der Post durch, und sie ge-
fährden dabei laufend ein- und 
ausgehende Besucher der Post. Die 

Situation ist tatsächlich unhaltbar. 
Kürzlich konnte sogar beobachtet 
werden, wie ein Autofahrer – als 
alle fünf Parkplätze besetzt waren 
– seinen SUV direkt vor dem Ein-
gang parkierte, um «nur rasch» in
der Post ein Ticket zu nehmen und
nach der üblichen Wartezeit zu
einem Schalter zu gehen. Eine
wirklich unmögliche Situation, vor
allem für behinderte Fussgänge-
rinnen und Fussgänger mit Rolla-
tor, die nicht mehr in die Post
können, und auch für Autos, die
von den Parkplätzen wegfahren
möchten aber blockiert sind.

Die Planungsabteilung der Post 
hat offenbar nicht gewusst, dass in 
der Schweiz Gehwege für Fussgän-
ger und Fussgängerinnen da sind 
und planmässig nicht befahren 
werden dürfen (Strassenverkehrs-
Gesetz SVG und Strassenverkehrs-
Ordnung StVO). Und die Stadt 
Dübendorf hat diese Fehlplanung 
trotz offensichtlicher gesetzwidri-
ger Mängel bewilligt. Also kann 
man sich gegenseitig die Schuld 
zuweisen, was aber nicht hilft. 
Solange die verpfuschte Situation 
andauert, werden auch die häufi-
gen gegenseitigen Beschimpfungen Hugo Bachmann, Dübendorf
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von erschreckten und verärgerten 
Besuchern der Post und genervten 
Autofahrern andauern. Wahr-
scheinlich wird es auch echte Un-
fälle geben.

Angemessen wäre, dass die Post 
und die Stadt Dübendorf sich 
eingestehen, dass bei der Planung 
und der Bewilligung Fehler ge-
macht wurden. Und dass umfas-
sende Massnahmen notwendig 
sind, um die Mängel zu beheben. 
Also eine Lösung zu entwickeln, 
welche die gesetzlichen Vorgaben 
für Gehwege erfüllt. 




